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Präsidium: 

Zwischen dem Präsidium der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts 

(ohne UMG) und dem Personalrat der Georg-August-Universität Göttingen (ohne Universitätsme-

dizin Göttingen) wurde die Dienstvereinbarung über Einrichtung und Betrieb des Mitarbeiterportals 

SAP-ESS abgeschlossen (§ 78 Abs. 2 NPersVG in der Fassung der Bekanntmachung vom 

22.01.2007 (Nds. GVBl. S. 11), zuletzt geändert gemäß Artikel 2 des Gesetzes vom 16.03.2011 

(Nds. GVBl. S. 83)). 

 

Die Dienstvereinbarung wird nachfolgend bekannt gemacht: 
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Präsidium: 

Zwischen dem Präsidium der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts 

(ohne Universitätsmedizin) und dem Personalrat der Georg-August-Universität Göttingen (ohne 

Universitätsmedizin) wurde die Dienstvereinbarung zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement 

(DV BGM) abgeschlossen (§ 78 Abs. 2 NPersVG in der Fassung der Bekanntmachung vom 

22.01.2007 (Nds. GVBl. S. 11), zuletzt geändert gemäß Artikel 2 des Gesetzes vom 16.03.2011 

(Nds. GVBl. S. 83)). 

 

Die Dienstvereinbarung wird nachfolgend bekannt gemacht: 
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Präsidium: 

Zwischen dem Präsidium der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts und 

dem Personalrat der Georg-August-Universität Göttingen (ohne Universitätsmedizin) wurde die 

Dienstvereinbarung über die Durchführung des betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) 

abgeschlossen (§ 78 Abs. 2 NPersVG in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.01.2007 (Nds. 

GVBl. S. 11), zuletzt geändert gemäß Artikel 2 des Gesetzes vom 16.03.2011 (Nds. GVBl. S. 83)). 

 

Die Dienstvereinbarung wird nachfolgend bekannt gemacht: 
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Philosophische Fakultät: 

Nach Eilentscheidung des Dekanats der Philosophischen Fakultät vom 12.04.2011 und Beschluss 

des Senats der Georg-August-Universität Göttingen vom 13.04.2011 hat der Stiftungsausschuss 

Universität der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts am 17.05.2011 

die fünfte Änderung der Ordnung über die Zugangsvoraussetzungen für die Studienfächer Eng-

lisch, Englische Philologie und für das Studienfach American Studies (alle Studiengänge) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2004 (Amtliche Mitteilungen Nr. 8/2004, S.681), zuletzt 

geändert durch Beschluss des Senats vom 27.05.2009 (Amtliche Mitteilungen Nr. 18/2009 S. 

1768), genehmigt (§ 43 Abs. 1 Satz 5 in Verbindung mit  44 Abs. 1 Satz 1 NHG in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-

zes vom 10.06.2010 (Nds. GVBl. S. 242); § 41 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 18 Abs. 6 Sätze 

1 und 3 NHG; § 62 Abs. 4 Satz 1, § 60 a Abs. 1 Satz 1 NHG in Verbindung mit § 18 Abs. 6 Sätze 1 

und 3, Abs. 14 NHG). Nachfolgend wird die geänderte Ordnung in der Neufassung bekannt ge-

macht: 

 

Ordnung über die Zugangsvoraussetzungen für die Studienfächer Englisch, Englische Phi-

lologie und für das Studienfach American Studies (alle Studiengänge)  

 

§ 1 Anwendungsbereich 

 

(1) 1Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, 

Studienortwechsler, Seiteneinsteiger) haben vor Beginn des Studiums die zur Aufnahme des Stu-

diums notwendigen Kenntnisse der englischen Sprache nachzuweisen. 2Dieser Nachweis wird 

durch das Erreichen einer der in § 4 festgelegten Mindestpunktzahlen beim Test of English as a 

Foreign Language (TOEFL) des Educational Testing Service, Princeton, NJ, USA (ETS) erbracht. 

3Der Test ist kostenpflichtig. 4Die Höhe der Kosten richtet sich nach der Gebühren- und Entgelt-

ordnung des ETS.  

5Ausgenommen aus dieser Regelung sind 

- Bewerberinnen und Bewerber mit englischer Muttersprache, 

- ausländische Studienbewerberinnen oder Studienbewerber der vom Seminar für Englische 

Philologie anerkannten Austauschprogramme. 

6Unter der Vorlage der entsprechenden Nachweise können von der Regelung auch  

- Studienbewerberinnen oder Studienbewerber, die in einem englischsprachigen Land 

mindestens 2 Semester studiert haben, oder 
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- Studienbewerberinnen oder Studienbewerber mit einer Durchschnittsnote von 11 Punkten 

im Abiturschulfach Englisch in den beiden Schuljahren vor Erwerb der 

Hochschulzugangsberechtigung  

befreit werden. 7Die Nachweise dürfen nicht älter als 2 Jahre sein. 

(2) 1Der Test wird in Deutschland ausschließlich durch den ETS zu beliebigen Zeiten in Berlin, 

Frankfurt, München und Hamburg angeboten. 2Bewerberinnen und Bewerber können den Testort 

und das Testdatum frei wählen. 3Für ausländische Studierende besteht in einer großen Zahl von 

Ländern die Möglichkeit, den Test in ihrem Herkunftsland oder einem dritten Land abzulegen. 

(3) 1Der Nachweis ausreichender Kenntnisse der englischen Sprache ist Zugangsvoraussetzung. 

2Abweichend von Satz 1 ist der Nachweis bis zum Ende des zweiten Fachsemesters zu erbringen; 

die Einschreibung ist bis zum Nachweis auflösend bedingt. 

(4) Der TOEFL – Test of English as a Foreign Language – kann ersetzt werden durch ein Certifica-

te in Advanced English mit wenigstens der Note C, durch ein Cambridge Proficiency Certificate 

mindestens mit der Note „pass“ („bestanden“) oder durch einen IELTS Academic-Test (Internatio-

nal English Language Testing System) mit der Mindestnote 5.0.  

 

§ 2 Zweck der Prüfung 

 

(1) 1Durch den Test soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er in allge-

meinsprachlicher Hinsicht befähigt ist, das geplante Fachstudium aufzunehmen. 2Sie oder er muss 

in der Lage sein, auf die Studiensituation bezogene mündliche oder schriftliche Texte zu verste-

hen, zu bearbeiten und solche Texte selbst zu verfassen. 

(2) Das schließt insbesondere ein: 

a) die Fähigkeit, in der Sprache Englisch Vorgänge, Sachverhalte, Gedankenzusammenhänge 

sowie Ansichten und Absichten zu verstehen, sich mit ihnen auseinander zu setzen sowie eigene 

Ansichten und Absichten sprachlich in Englisch angemessen zu äußern; 

b) eine für das Studium angemessene Beherrschung von Wortschatz, Formenlehre, Satzbau, 

Textstrukturen und Idiomatik in Englisch. 

 

§ 3 Art und Gliederung der Prüfung 

 

(1) Der TOEFL – Test of English as a Foreign Language – ist ein Standardtest, der zum Teil auf 

dem Multiple-Choice-Verfahren beruht. 



Amtliche Mitteilungen der Georg-August-Universität Göttingen vom 01.06.2011/Nr. 16 Seite 1372 

(2) 1Der TOEFL – Test of English as a Foreign Language – wird in der Regel als Computer-Test 

durchgeführt, kann aber auch – in Sonderfällen – als schriftlicher Test auf Papierbögen durchge-

führt werden. 2Das Verfahren wird im Einzelnen von der ETS festgelegt.  

(3) Anstelle des TOEFL kann der TOEFL.ITP anerkannt werden, sofern er von einer anerkannten 

Institution durchgeführt wird. 

 

§ 4 Bewertung der Prüfung 

 

1Die durch den ETS festgelegte höchstmögliche Punktzahl beträgt für den TOEFL.iBT-Test 120 

Punkte; die zur Aufnahme des Studiums erforderliche Punktzahl beträgt 78 Punkte. 

2Die durch den ETS festgelegte höchstmögliche Punktzahl beträgt für den TOEFL Papierbogen-

Test sowie für den TOEFL.ITP-Test jeweils 677 Punkte; die zur Aufnahme des Studiums erforder-

liche Punktzahl beträgt jeweils 547 Punkte.  

3Die durch den ETS festgelegte höchstmögliche Punktzahl beträgt für den TOEFL Computer-Test 

300 Punkte; die zur Aufnahme des Studiums erforderliche Punktzahl beträgt 210 Punkte. 

 

§ 5 Anmeldung, Ablauf und Wiederholung der Prüfung 

 

(1) Die Anmeldung zum TOEFL – Test of English as a Foreign Language – und alle daraus entste-

henden Verpflichtungen liegen in der alleinigen Verantwortung der Studienbewerberinnen oder 

Studienbewerber. 

(2) Der Ablauf richtet sich nach den Vorgaben des ETS. Eine feste Zeitdauer ist nicht vorgesehen. 

 

§ 6 Rechtsanspruch 

 

Das Bestehen des Tests begründet keinen Rechtsanspruch auf die Zulassung zum Studium. 

 

§ 7 In-Kraft-Treten der Ordnung 

 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der Georg-

August-Universität Göttingen in Kraft. Sie gilt erstmals für die Vergabe von Studienplätzen zum 

Wintersemester 2011/12. 
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Fakultät für Forstwissenschaften und Waldökologie: 

Nach Beschluss des Fakultätsrats der Fakultät für Forstwissenschaften und Waldökologie vom 

26.10.2010 und nach Stellungnahme des Senats vom 13.04.2011 hat das Präsidium der Georg-

August-Universität Göttingen am 19.04.2011 die Einführung des Bachelor-Studiengangs „Molecu-

lar Ecosystem Sciences“ zum Wintersemester 2011/12 beschlossen (§ 44 Abs. 1 Satz 2 NHG in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.2007 (Nds. GVBI. S. 69), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 10.06.2010 (Nds. GVBI. S. 242); § 41 Abs. 2 Satz 2 NHG; § 37 Abs. 1 

Nr. 5 a) NHG). 

 

 

Fakultät für Forstwissenschaften und Walökologie: 

Nach Beschluss des Fakultätsrats der Fakultät für Forstwissenschaften und Waldökologie vom 

17.03.2011 und des Senats der Georg-August-Universität Göttingen vom 13.04.2011 hat der Stif-

tungsausschuss Universität der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts 

am 17.05.2011 die Ordnung über besondere Zugangsvoraussetzungen für den Bachelor-

Studiengang „Molecular Ecosystem Sciences“ genehmigt (§ 44 Abs. 1 Satz 1 NHG in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 10.06.2010 (Nds. GVBl. S. 242); § 41 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 18 Abs. 6 

Sätze 1 und 3 NHG; § 62 Abs. 4 Satz 1, § 60 a Abs. 1 Satz 1 NHG in Verbindung mit § 18 Abs. 6 

Sätze 1 und 3, Abs. 14 NHG). 

Ordnung über besondere Zugangsvoraussetzungen 

für den Bachelor-Studiengang "Molecular Ecosystem Sciences" 

der Georg-August-Universität Göttingen 

§ 1 Anwendungsbereich 

 

(1) 1Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, 

Studienortwechsler, Seiteneinsteiger) haben vor Beginn des Studiums im Bachelor-Studiengang 

„Molecular Ecosystem Sciences“ die zur Aufnahme des Studiums notwendigen Kenntnisse der 

englischen Sprache nachzuweisen. 2Ausreichende Englischkenntnisse sind durch Mindestleistun-

gen in einem international anerkannten Test oder gleichwertige Leistungen nachzuweisen. 3Als 

Nachweis dafür dient:  

a) „Association of Language Testers in Europe (ALTE)“: mindestens Niveau „Level 3“; 

b) Cambridge First Certificate (CFE) in English mindestens mit der Note “B”; 
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c) Cambridge Certificate in Advanced English (CAE) mindestens mit der Note „C“; 

d) IELTS Academic („International English Language Testing System"): mindestens Band 5; 

e) computergestützter Test des „Test of English as a Foreign Language" (computer based 

TOEFL): mindestens 173 Punkte; 

f) handschriftlicher Test des „Test of English as a Foreign Language" (paper based TOEFL): min-

destens 500 Punkte; 

g) internetgestützter Test des „Test of English as a Foreign Language” (new internet based 

TOEFL): mindestens 61 Punkte; 

h) UNIcertF: mindestens Niveaustufe II; 

i) sonstiger Nachweis nach CEF („Common European Framework”), mindestens Niveau B2. 

4Das erfolgreiche Absolvieren des Tests darf in der Regel nicht länger als zwei Jahre vor dem Ein-

gang der Bewerbung zurückliegen.  

 

(2) Ausgenommen von der Verpflichtung zum Nachweis nach Absatz 1 sind Bewerberinnen und 

Bewerber, die 

a) die englische Sprache als Muttersprache beherrschen, 

b) als ausländische Studienbewerberinnen oder Studienbewerber einem durch die Georg-August-

Universität anerkannten Austauschprogramm angehören, 

c) einen mindestens einjährigen Studien- oder Berufsaufenthalt in einem englischsprachigen Land 

innerhalb der letzten drei Jahre vor Eingang der Bewerbung nachweisen oder 

d) innerhalb der beiden Schuljahre vor Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung und innerhalb 

der letzten drei Jahre vor Eingang der Bewerbung eine Durchschnittsnote von wenigstens 11 

Punkten in Abiturkursen erreicht haben. 

 

(3) 1Der Nachweis ausreichender Kenntnisse der englischen Sprache ist Immatrikulationsvoraus-

setzung. 2Eine bedingte Einschreibung ist nicht zulässig. 

 

§ 2 Zweck des Nachweises 

 

(1) 1Die Bewerberin oder der Bewerber muss nachweisen, dass sie oder er in allgemeinsprachli-

cher Hinsicht befähigt ist, das geplante Fachstudium erfolgreich zu absolvieren. 2Sie oder er muss 

in der Lage sein, auf die Studiensituation bezogene mündliche oder schriftliche Texte zu verste-

hen, zu bearbeiten und solche Texte selbst zu verfassen. 
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(2) Das schließt insbesondere ein: 

a) die Fähigkeit, in der Sprache Englisch Vorgänge, Sachverhalte, Gedankenzusammenhänge 

sowie Ansichten und Absichten zu verstehen, sich mit ihnen auseinander zu setzen sowie eigene 

Ansichten und Absichten sprachlich in Englisch angemessen zu äußern; 

b) eine für das Studium angemessene Beherrschung von Wortschatz, Formenlehre, Satzbau, 

Textstrukturen und Idiomatik in Englisch. 

 

§ 3 Inkrafttreten 

 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der Georg-

August-Universität Göttingen in Kraft. 

 

 

Sozialwissenschaftliche Fakultät: 

Das Präsidium hat am 24.05.2011 im Benehmen mit dem Dekanat der Sozialwissenschaftlichen 

Fakultät (Beschluss vom 23.02.2011) das Folgende beschlossen (§ 37 Abs. 1 Satz 3 NHG in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 10.06.2010 (Nds. GVBl. S. 242), in Verbindung mit § 21 Abs. 2 Sätze 1 und 2 

der Grundordnung (GO) der Georg-August-Universität Göttingen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 20.12.2010 (Amtliche Mitteilungen 58/2010 S. 6347); § 43 Abs. 1 Satz 2 NHG in Ver-

bindung mit § 21 Abs. 2 Satz 2 GO): 

 

Die wissenschaftliche Einrichtung mit der Bezeichnung „Seminar für Politikwissenschaft“ wird um-

benannt in „Institut für Politikwissenschaft“. 

 

Der Beschluss tritt am Tage nach seiner Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der 

Georg-August-Universität Göttingen in Kraft. 
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Sozialwissenschaftliche Fakultät: 

Der Fakultätsrat und das Dekanat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät haben am 23.02.2011 im 

Einvernehmen die Ordnung des Instituts für Politikwissenschaft der Georg-August-Universität Göt-

tingen beschlossen (§ 44 Abs. 1 Satz 2 NHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 

26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.06.2010 

(Nds. GVBl. S. 242), in Verbindung mit § 22 Abs. 6 Satz 2 der Grundordnung der Georg-August-

Universität Göttingen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.12.2010 (Amtliche Mittei-

lungen Nr. 58/2010 S. 6347); § 43 Abs. 1 Satz 2 NHG in Verbindung mit § 22 Abs. 6 Satz 2 GO). 

Das Präsidium hat die Ordnung des Instituts für Politikwissenschaft am 24.05.2011 genehmigt  

(§ 44 Abs. 1 Satz 3 NHG).  

 

Ordnung des Instituts für Politikwissenschaft 

 

 

§ 1 Definition und Zielsetzung 

 

(1) Das Institut für Politikwissenschaft ist eine wissenschaftliche Einrichtung der Sozialwissen-

schaftlichen Fakultät der Georg-August-Universität Göttingen im Sinne des § 22 Abs. 1 der Grund-

ordnung (GO). 

 

(2) Das Institut für Politikwissenschaft dient dem Ziel, die Forschungs- und Lehraktivitäten an der 

Georg-August-Universität Göttingen auf dem Gebiet der Politikwissenschaft zu koordinieren, 

durchzuführen und weiterzuentwickeln. 

 

 

§ 2 Aufgaben 

 

Das Institut für Politikwissenschaft erfüllt insbesondere die folgenden Aufgaben: 

 Erfüllung der Hochschulaufgaben in Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung im 

Fachgebiet Politikwissenschaft, hierbei insbesondere die Durchführung, Förderung und Un-

terstützung wissenschaftlicher Arbeiten in Forschung und Lehre; 

 Einwerbung und gemeinsame Betreuung von Drittmittelprojekten; 

 Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses; 

 Förderung des Wissenstransfers und der wissenschaftlichen Kommunikation durch Pla-

nung, Durchführung und ggf. Drucklegung von Ringvorlesungen, Symposien, Kolloquien, 

Gastvorträgen, Workshops mit regionaler und interdisziplinärer Themenstellung; 

 Kooperation mit nationalen und internationalen Institutionen; 

 Öffentlichkeitsarbeit. 
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§ 3 Organe, Gliederung 

 

(1) Organe des Instituts für Politikwissenschaft sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

(2) Das Institut für Politikwissenschaft gliedert sich in vier Abteilungen mit den folgenden Bezeich-

nungen. Institutsmitglieder sind entweder einer dieser Abteilungen oder direkt dem Institut zuge-

ordnet. 

a) Abteilung Politische Theorie und Ideengeschichte 

b) Abteilung Vergleichende Politikwissenschaft und Politische Ökonomie 

c) Abteilung Politisches System der Bundesrepublik Deutschland 

d) Abteilung Internationale Beziehungen. 

 

 

§ 4 Mitglieder und Angehörige 

 

(1) Mitglieder des Instituts für Politikwissenschaft sind: 

 

a) das dem Institut für Politikwissenschaft zugeordnete Personal im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 1 

NHG; 

b) vier Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden, darunter möglichst Studierende aus Bachelor- 

und Masterstudiengängen, die von deren Gruppenvertretern im Fakultätsrat der Sozialwissen-

schaftlichen Fakultät auf der Grundlage von Vorschlägen der Studierenden für einen Zeitraum von 

einem Jahr benannt werden; vorschlagen und benannt werden können diejenigen Studierenden, 

die Mitglieder der Sozialwissenschaftlichen Fakultät, in dem entsprechenden Bereich nach den 

Regelungen der Wahlordnung für die Wahlen zu den Kollegialorganen wahlberechtigt und mit dem 

Institut für Politikwissenschaft durch dort erbrachte Studienleistungen oder Tätigkeiten im Wissen-

schaftsbereich inhaltlich verbunden sind; 

c) in Zweitmitgliedschaft: 

die von Mitgliedern und Angehörigen des Instituts für Politikwissenschaft mit Zustimmung der So-

zialwissenschaftlichen Fakultät und der Fakultät der Erstmitgliedschaft oder des Präsidiums vorge-

schlagenen, auf dem Gebiet der Politikwissenschaft lehrenden und forschenden promovierten 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die Mitglieder der Georg-August-Universität Göttingen 

im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 1 NHG sind. 

 

(2) Angehörige des Instituts für Politikwissenschaft sind: 

 

a) das dem Institut für Politikwissenschaft zugeordnete Personal im Sinne des § 16 Abs. 4 Satz 1 

NHG; 

 
  



Amtliche Mitteilungen der Georg-August-Universität Göttingen vom 01.06.2011/Nr. 16 Seite 1378 

b) die emeritierten oder pensionierten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, die bis zur Ent-

pflichtung oder dem Beginn des Ruhestands Mitglied des Instituts für Politikwissenschaft waren; 

 

c) die Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler, die sich an der Erfüllung der Aufgaben nach § 2 

beteiligen, ohne Mitglied im Sinne des Absatzes 1 zu sein; 

 

d) die in den Forschungsprojekten des Instituts für Politikwissenschaft Tätigen, deren Vorhaben 

gemäß § 2 dieser Ordnung von dem Institut für Politikwissenschaft betrieben und koordiniert wer-

den, und die keine Mitglieder im Sinne des Absatzes 1 sind. 

 

(3) Der Status als Mitglied oder als Angehörige oder Angehöriger wird durch Zuordnung oder Be-

nennung, im Übrigen auf Antrag durch Beschluss der Vorstands begründet. 

 

(4) 1Der Status als Mitglied oder als Angehörige oder Angehöriger erlischt mit Ablauf der Mitarbeit 

an der Erfüllung der Aufgaben nach § 2 oder bei Verlust der Zuordnung zum Institut für Politikwis-

senschaft. 2Der Status als Mitglied oder als Angehörige oder Angehöriger erlischt ferner, wenn Mit-

glieder oder Angehörige im Rahmen des nach dem Beschäftigungsverhältnis Zulässigen mit einer 

Frist von sechs Wochen zum Semesterende den Austritt gegenüber dem Vorstand anzeigen. 

 

(5) 1Der Vorstand kann den Ausschluss eines Mitglieds oder Angehörigen aus wichtigem Grund 

beschließen. 2Ein wichtiger Grund liegt in der Regel vor, wenn Aufgaben nach § 2 oder sonstige 

Pflichten wiederholt oder in erheblichem Umfang nicht wahrgenommen werden. 3Der betroffenen 

Person  ist zuvor unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-

ben. 4Die Entscheidung ist der betroffenen Person schriftlich mitzuteilen und zu begründen.  

 

 

§ 5 Mitgliederversammlung 

 

(1) 1Die Mitglieder des Instituts für Politikwissenschaft tagen , sooft es die Geschäftslage erfordert, 

mindestens aber einmal im Semester möglichst während der Vorlesungszeit. 2Eine Mitgliederver-

sammlung muss ferner auf Antrag des Vorstandes oder eines Drittels der stimmberechtigten Mit-

glieder der Mitgliederversammlung einberufen werden; der Antrag muss einen Vorschlag für eine 

Tagesordnung enthalten. 

 

(2) 1Die Mitgliederversammlung berät über alle Angelegenheiten des Instituts von grundsätzlicher 

Bedeutung. und nimmt hierzu gegenüber dem Vorstand Stellung. 2Das Stellungnahmerecht be-

steht insbesondere zu folgenden Sachverhalten: 
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a) zu Arbeitsschwerpunkten und Projekten des Instituts für Politikwissenschaft; 

b) zur Arbeit des Vorstandes; 
3Der Vorstand informiert die Mitgliederversammlung über seine Planungen, Entscheidungen und 

die laufenden Geschäfte. 

 

(3) 1Die Mitgliederversammlung 

a) wählt die Vorstandsmitglieder nach den Bestimmungen des § 6 Abs. 2, 

b) wählt die Vorstandsmitglieder nach den Bestimmungen des § 6 Abs. 2 ab, 

c) kann dem Fakultätsrat und Dekanat Änderungen oder Ergänzungen dieser Ordnung vorschla-

gen. 
2Beschlüsse nach Buchstaben c) bedürfen der Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder der Mit-

gliederversammlung und der Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Hochschullehrergruppe in 

der Mitgliederversammlung. 

 

(4) 1Die Institutsversammlung wird von der geschäftsführenden Leitung oder deren Stellvertreter 

einberufen und geleitet. 2An den Sitzungen der Mitgliederversammlung können die Angehörigen 

des Instituts beratend teilnehmen. 

§ 6 Vorstand 

 

(1) 1Die Leitung des Instituts für Politikwissenschaft obliegt einem Vorstand. 2Diesem gehören von 

den Mitgliedern des Instituts für Politikwissenschaft nach § 4 Abs. 1 a-c an: 

a) vier Mitglieder der Hochschullehrergruppe; 

b) je ein Mitglied der Studierendengruppe, der Mitarbeitergruppe sowie der MTV-Gruppe. 

 

(2) 1Die Vorstandsmitglieder nach Absatz 1 sowie deren Stellvertretungen werden von den ent-

sprechenden Gruppenmitgliedern des Instituts für Politikwissenschaft aus deren Reihen gewählt. 
2Aktiv und passiv wahlberechtigt sind alle Mitglieder einschließlich der Zweitmitglieder. 3Die ent-

sprechenden Gruppenmitglieder können ein Vorstandsmitglied dadurch abwählen, dass sie mit der 

Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger wählen. 4Auf 

Antrag von 10 vom Hundert der stimmberechtigten Mitglieder des Instituts für Politikwissenschaft 

wird der gesamte Vorstand mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder 

des Instituts für Politikwissenschaft abgewählt, wenn wenigstens von zwei Drittel der stimmberech-

tigten Mitglieder der Hochschullehrergruppe für eine Abwahl gestimmt haben. 5Scheidet ein Vor-

standsmitglied vorzeitig aus, so beruft der Vorstand unverzüglich eine Mitgliederversammlung, 

gegebenenfalls begrenzt auf die entsprechenden Gruppenmitglieder, zum Zwecke der Neuwahl bis 

zum Ende der Amtszeit ein; im Falle der Abwahl soll die Neuwahl in der gleichen Sitzung erfolgen. 
6Bis zur Wahl führt die Stellvertretung das Amt kommissarisch weiter. 
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(3) 1Die Mitglieder des Vorstands wählen aus der Mitte der Vorstandsmitglieder, die der Hochschul-

lehrergruppe angehören, die geschäftsführende Leitung (Direktorin oder Direktor) und deren Stell-

vertretung. 2Der Vorstand kann eine geschäftsführende Leitung dadurch abwählen, dass er mit der 

Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger wählt. 
3Scheidet die geschäftsführende Leitung vorzeitig aus, so beruft deren Stellvertretung unverzüglich 

eine Vorstandssitzung zum Zwecke der Neuwahl bis zum Ende der Amtszeit ein. 4Bis zur Wahl 

führt die Stellvertretung das Amt kommissarisch weiter. 

 

(4) 1Der Vorstand kommt mindestens einmal im Semester möglichst während der Vorlesungszeit 

zusammen. 2Er muss tagen, wenn dies von wenigstens der Hälfte der Mitglieder des Vorstands 

oder der Mitgliederversammlung beantragt wird; der Antrag muss einen Vorschlag für eine Tages-

ordnung enthalten.  

(5) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes beträgt zwei Jahre, die der studentischen Mitglie-

der ein Jahr. 2Sie beginnt jeweils am 1. April. 3Wiederwahl ist möglich.  

 

(6) 1Alle Mitglieder des Vorstandes haben das gleiche Stimmrecht, soweit nicht nachfolgend etwas 

anderes geregelt ist. 2In Angelegenheiten, welche die Bereiche der Forschung oder der Lehre un-

mittelbar berühren, und in Berufungsangelegenheiten haben die Mitglieder der MTV-Gruppe kein 

Stimmrecht; insoweit wirken sie beratend mit. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 

geschäftsführenden Leitung oder im Vertretungsfall von deren Stellvertretung. 4Jede Person, die 

als Mitglied oder Stellvertretung an einer Vorstandssitzung mit Stimmrecht teilnimmt, führt nur eine 

Stimme.  

 

(7) 1Der Vorstand des Instituts für Politikwissenschaft ist für alle Angelegenheiten zuständig, soweit 

sie nicht durch diese Ordnung einem anderen Organ zugeordnet werden. 2Zu seinen Aufgaben 

gehören insbesondere: 

 

a) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

b) Verantwortung für die Erfüllung der in § 2 beschriebenen Aufgaben; 

c) Entscheidung über die Verwendung von dem Institut für Politikwissenschaft direkt zugeordneten 

Ressourcen (insbesondere Mittel, Stellen und Räumlichkeiten) mit Ausnahme der einer Abteilung 

zugeordneten Ressourcen, mit Ausnahme des aus Drittmitteln finanzierten Personals sowie der 

zur Ausstattung allein einer Professur gehörenden Stellen; 

d) Verantwortung für die sachgerechte und rechtlich korrekte Mittelbewirtschaftung und die Erstel-

lung eines Arbeits- sowie eines Kosten- und Finanzierungsplans unter Beachtung der rechtlichen 

Vorgaben, soweit dies aus Gründen des wirtschaftlichen Einsatzes der zur Verfügung stehenden 

personellen, sächlichen und finanziellen Mittel geboten ist;  
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e) Entscheidung über die Aufnahme von Projekten unter der Beachtung der Finanzierbarkeit dieser 

Projekte sowie Abstimmung der Durchführung dieser Projekte; 

f) Entscheidung über die Verwaltung der Ausstattungsgegenstände, insbesondere der Arbeitsräu-

me und Geräte; hierfür erlässt der Vorstand in geeigneten Fällen eine Benutzungsrichtlinie; 

g) Beschluss von Maßnahmen zur Qualitätssicherung innerhalb des Instituts für Politikwissen-

schaft; 

h) Verantwortung für die Beachtung der Bestimmungen über Arbeitssicherheit und Umweltschutz, 

soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Stelle begründet ist. 

i) Entscheidung über die Aufnahme oder den Ausschluss von Mitgliedern oder Angehörigen. 

 

§ 7 Geschäftsführende Leitung 

 
1Die geschäftsführende Leitung vertritt das Institut für Politikwissenschaft im Rahmen der durch die 

Grundordnung bestimmten Befugnisse und führt die laufenden Geschäfte aus dem Aufgabenbe-

reich des Vorstandes in eigener Zuständigkeit. 2Die Geschäftsführende Leitung führt den Vorsitz 

im Vorstand, bereitet dessen Beschlüsse vor und führt sie aus. 3In dringenden Fällen, in denen 

eine Entscheidung des Vorstandes nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, trifft die geschäfts-

führende Leitung die erforderlichen Maßnahmen selbst; der Vorstand ist unverzüglich von den ge-

troffenen Maßnahmen zu unterrichten. 4Dieser kann die Maßnahmen aufheben; entstandene 

Rechte Dritter bleiben unberührt. 

 

§ 8 Abteilungen 

 

(1) 1Die Abteilungen sind im Rahmen der in § 2 genannten Aufgaben für die Angelegenheiten der 

Abteilung zuständig. 2Ihnen obliegt die Entscheidung über die Verwendung der der Abteilung zu-

geordneten Ressourcen (insbesondere Mittel, Stellen und Räumlichkeiten). 

 

(2) 1Die Abteilungen werden jeweils von der oder dem der Abteilung zugeordneten hauptberufli-

chen Hochschullehrerin oder Hochschullehrer geleitet, sofern der Abteilung nur eine Professur 

zugeordnet ist. 2Sind der Abteilung mehrere hauptberufliche Hochschullehrerinnen oder Hoch-

schullehrer zugeordnet, wird die Abteilungsdirektorin oder der Abteilungsdirektor vom Vorstand für 

die Dauer von zwei Jahren bestellt. 

 

 

§ 9 Allgemeine Verfahrensgrundsätze 

 

(1) 1Die Sitzung der Mitgliederversammlung oder des Vorstands wird von der geschäftsführenden 

Leitung oder deren Stellvertretung einberufen und geleitet. 2Die Mitgliederversammlung und der 
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Vorstand sind beschlussfähig, wenn die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde und im Falle 

der Mitgliederversammlung wenigstens 50 vom Hundert der Mitglieder, darunter wenigstens 50 

vom Hundert der Mitglieder der Hochschullehrergruppe, im Falle des Vorstands mehr als 50 vom 

Hundert der stimmberechtigten Mitglieder, darunter wenigstens die Hälfte der Mitglieder der Hoch-

schullehrergruppe einschließlich der geschäftsführenden Leitung oder deren Stellvertretung, an-

wesend sind. 3Die Sitzung der Mitgliederversammlung oder des Vorstands ist ordnungsgemäß 

einberufen, wenn die schriftliche Einladung unter Angabe der vorgesehenen Tagesordnung durch 

die geschäftsführende Leitung oder im Falle von deren Verhinderung durch ihre Stellvertretung mit 

einer Frist von wenigstens einer Woche ergeht. 4Wird wegen Beschlussunfähigkeit zu einer weite-

ren Sitzung eingeladen, kann die Ladungsfrist angemessen verkürzt werden. 5Ein Organ kann Drit-

te, insbesondere Mitglieder oder Angehörige des Instituts für Politikwissenschaft, in Einzelfragen 

beratend hinzuziehen. 

 

(2) 1Über die Sitzungen eines Organs ist ein Ergebnisprotokoll zu fertigen, das von der geschäfts-

führenden Leitung zu unterzeichnen ist. 2Die Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist durch die 

geschäftsführende Leitung in einem Vermerk zu protokollieren. 

 

(3) Über die Verwendung der Drittmittel entscheidet im Rahmen der Bewilligungsbedingungen, der 

Landesvorschriften und der universitären Vorgaben dasjenige Mitglied des Instituts für Politikwis-

senschaft, das für das Forschungsvorhaben verantwortlich ist. 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 

(1) Die vorstehende Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mittei-

lungen der Georg-August-Universität Göttingen in Kraft. Zugleich tritt die Ordnung des Seminars 

für Politikwissenschaft vom 01.04.1997 (Amtliche Mitteilungen Nr. 4 vom 01.04.1997) außer Kraft. 

 

(2) 1Der bei Inkrafttreten dieser Ordnung amtierende Vorstand sowie die zu diesem Zeitpunkt ge-

schäftsführende Leitung führen die Geschäfte bis zur Wahl eines neuen Vorstandes, längstens 

jedoch bis einschließlich zum 31.10.2011 fort.  

 

(3) Die Wahl eines neuen Vorstands ist bis spätestens 31.10.2011 durchzuführen. Die Amtszeit 

des ersten gewählten Vorstands endet mit Ablauf des 31.03.2013, die der studentischen Mitglieder 

am 31.03.2012. 
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Sozialwissenschaftliche Fakultät: 

Nach Beschluss des Fakultätsrats der Sozialwissenschaftlichen Fakultät vom 26.01.2011 und des 

Senats der Georg-August-Universität Göttingen vom 13.04.2011 hat der Stiftungsausschuss Uni-

versität der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts am 17.05.2011 die 

Neufassung der Ordnung für die Feststellung der besonderen Eignung für das Fach Sport an der 

Georg-August-Universität genehmigt (§ 44 Abs. 1 Satz 1 NHG in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBI. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 10.06.2010 (Nds. GVBl. S. 242); § 41 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 18 Abs. 6 Sätze 1 

und 3 NHG; § 62 Abs. 4 Satz 1, § 60 a Abs. 1 Satz 1 NHG in Verbindung mit § 18 Abs. 6 Sätze 1 

und 3, Abs. 14 NHG). 

 

Ordnung 

für die Feststellung der besonderen Eignung für das Fach Sport 

an der Georg-August-Universität Göttingen 

 

§ 1 Zugangsvoraussetzungen, Anwendungsbereich 

 

(1) 1Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, 

Studienortwechsler, Seiteneinsteiger) für das Fach Sport im Zwei-Fächer-Bachelor-Studiengang 

haben die zur Aufnahme des Studiums notwendige besondere Eignung für das Fach Sport nach-

zuweisen. 2Dieser Nachweis wird dadurch erbracht, dass jede Einzelleistung innerhalb der drei 

Qualifikationsbereiche (§ 10 Abs. 1) den Leistungsanforderungen genügt. 3Alle Studienbewerbe-

rinnen und Studienbewerber haben ferner die gesundheitliche Eignung nachzuweisen. 4Dieser 

Nachweis wird durch ein ärztliches Attest geführt, aus dem hervorgeht, dass die Bewerberin oder 

der Bewerber sich den körperlichen Anforderungen während des Studiums unterziehen kann. 

 

(2) Die Nachweise nach Absatz 1 sind Immatrikulationsvoraussetzung. 2Sie müssen bei der Im-

matrikulation, spätestens am 30. September eines Jahres (Ausschlussfrist) für das Wintersemes-

ter, bei Studienortwechslern oder Studienfachwechslern am 30. September eines Jahres für das 

Wintersemester oder am 31. März eines Jahres für das Sommersemester (Ausschlussfrist) vorlie-

gen; eine bedingte Einschreibung ist nicht zulässig.  
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§ 2 Zweck der Eignungsfeststellung 

 

Die Überprüfung der besonderen Eignung für das Fach Sport dient der Feststellung einer allge-

meinen sportmotorischen Leistungsfähigkeit, die zur Aufnahme des Sportstudiums erforderlich ist. 

 

§ 3 Gegenstand der Feststellung 

 

Der Nachweis der besonderen Eignung für das Fach Sport bezieht sich auf die Qualifikationsberei-

che Leichtathletik, Schwimmen und ein Sportspiel. 

 

§ 4 Prüfungskommission 

 

(1) 1Die Durchführung des Verfahrens zur Feststellung der besonderen Eignung obliegt einer Prü-

fungskommission. 2Die Prüfungskommission besteht aus dem oder der Vorsitzenden und mindes-

tens zwei weiteren Mitgliedern, die Mitglieder der Hochschullehrer- oder Mitarbeitergruppe sein 

müssen. 3Die Mitglieder und die oder der Vorsitzende werden vom Fakultätsrat der Sozialwissen-

schaftlichen Fakultät bestellt. 4Die oder der Vorsitzende muss Mitglied der Hochschullehrergruppe 

sein. 5Für die Mitglieder der Prüfungskommission werden zudem Ersatzmitglieder bestellt. 

 

(2) 1Die Bewertung der sportpraktischen Leistungen erfolgt in der Regel durch Einzelprüfende. 2Zu 

Prüfenden können im Hauptamt lehrende Mitglieder oder Angehörige der Hochschullehrer- und der 

Mitarbeitergruppe bestellt werden. 3Zur prüfungsberechtigten Person darf darüber hinaus im Ein-

zelfall bestellt werden, wer mindestens die dem jeweiligen Prüfungsgegenstand entsprechende 

fachwissenschaftliche Qualifikation erworben hat. 4Die Bestellung der Prüfenden erfolgt durch die 

Prüfungskommission. 

 

(3) Die Prüferinnen und Prüfer können durch Helferinnen und Helfer unterstützt werden. 

 

(4) 1Die Prüfungskommission berät und entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung nach Durchführung 

sämtlicher Teilprüfungen abschließend über die Zuerkennung bzw. Nichtzuerkennung der Eig-

nung. 2Die Prüfungskommission ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend sind. 3Die Mit-

glieder haben gleiches Stimmrecht; Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. 4Bei 

Stimmgleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 
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(5) 1Über das Eignungsfeststellungsverfahren und seine einzelnen Bereiche ist von der Prüfungs-

kommission eine Niederschrift anzufertigen, in die folgende Daten aufzunehmen sind: 

a) Tag und Ort des Verfahrens zur Feststellung der Eignung, 

b) die Dauer und der Umfang des Verfahrens, 

c) die Namen der Prüfenden, 

d) der Name der Studienbewerberin oder des Studienbewerbers,  

e) die Ergebnisse in den einzelnen Qualifikationsbereichen, 

f) besondere Vorkommnisse. 

2Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Prüfungskommission unterzeichnet. 

 

§ 5 Termine; Fristen 

 

(1) 1Der Sporteignungstest wird in der Regel in der Zeit vom 01. Mai bis 15. Juli an der Universität 

durchgeführt. 2Die genauen Termine sowie der Ort werden in einem angemessenen Zeitraum vor 

Beginn des Sporteignungstests durch die Universität bekannt gegeben. 

 

(2) 1Mit Bekanntgabe des Testtermins werden die Sportdisziplinen und Sportspiele bekannt gege-

ben, in denen die Eignungsfeststellung durchgeführt wird. 2Ausführungskriterien und Informationen 

zur Testdurchführung können nach Bekanntgabe der Termine der Internetseite entnommen wer-

den. 

 

(3) 1Die Bewerbungsfrist für die Teilnahme an der Sporteignungsprüfung endet eine Woche vor 

dem jeweiligen Testtermin (Ausschlussfrist). 2Entscheidend für die Rechtzeitigkeit der Bewerbung 

ist der Eingang der Bewerbungsunterlagen bei der Universität. 3Für die Bewerbung muss das von 

der Universität Göttingen vorgegebene Bewerbungsformular verwendet werden, das im Internet 

bereitgestellt wird. 

 

§ 6 Nachweis der gesundheitlichen Eignung 

 

1Die Bewerberin oder der Bewerber muss spätestens an dem Prüfungstermin ein ärztliches Attest 

vorlegen, aus dem hervorgeht, dass sie oder er sich den körperlichen Anforderungen während des 

Testverfahrens zur besonderen Eignung für das Fach Sport unterziehen kann. 2Das ärztliche At-

test darf zum Zeitpunkt der Bewerbung nicht älter als 3 Monate sein. 

  



Amtliche Mitteilungen der Georg-August-Universität Göttingen vom 01.06.2011/Nr. 16 Seite 1386 

§ 7 Zulassungsverfahren 

 

(1) Zur Feststellung der besonderen Eignung für das Fach Sport kann nur zugelassen werden, 

wer: 

a) ein ärztliches Attest vorlegt und 

b) sich form- und fristgerecht beworben hat; die Bewerbung muss schriftlich auf dem dafür 

vorgesehenen Formular erfolgen, wobei nur vollständig ausgefüllte, unterschriebene und mit 

den erforderlichen Unterlagen versehene Bewerbungen berücksichtigt werden. 

 

(2) 1Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Ver-

fahren ausgeschlossen. 2Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Universität. 

 

(3) Über die Zulassung zum Sporteignungstest entscheidet die oder der Vorsitzende der Prüfungs-

kommission. 

 

(4) Eine Ablehnung der Zulassung erfolgt schriftlich und ist mit einer Begründung und einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 

(5) Die oder der Vorsitzende der Prüfungskommission erteilt eine schriftliche Zulassung zum 

Sporteignungstest. 

 

(6) Am Tage des Sporteignungstests muss die Bewerberin oder der Bewerber seine Identität durch 

Vorlage eines gültigen Lichtbildausweises (Personalausweis oder Reisepass) nachweisen. 

 

§ 8 Fernbleiben; Wiederholung 

 

(1) Bleibt eine Bewerberin oder ein Bewerber dem Sporteignungstest fern oder bricht sie oder er 

diesen ab, gilt dieser als nicht bestanden. 

 

(2) Der Sporteignungstest kann bei Nichtbestehen zu einem späteren Termin wiederholt werden.  

 

§ 9 Bescheinigung 

 

(1) Über die bestandene Sporteignungsprüfung erhält die Bewerberin oder der Bewerber eine Be-

scheinigung. 
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(2) Der Nachweis der besonderen Eignung für das Fach Sport verliert mit Ablauf von drei Jahren 

nach dem Ausstellungsdatum seine Gültigkeit als besondere Einschreibungsvoraussetzung. 

 

 

§ 10 Sporteignungstest 

 

(1) Die Überprüfung der besonderen Eignung für das Fach Sport erfolgt ausschließlich in den fol-

genden Qualifikationsbereichen: 

a) Leichtathletik mit den drei Einzelleistungen: 

aa. 100-m-Lauf, 

bb. Weit- oder Hochsprung, 

cc. Kugelstoßen; 

b) Schwimmen mit der Einzelleistung  

200 m Zeitschwimmen; 

c) eines der Mannschaftsspiele Basketball, Fußball, Handball, Volleyball mit den vier Einzel-

leistungen: 

aa. spielgerechte Anwendung der angriffstechnischen Grundfertigkeiten, 

bb. spielgerechte Anwendung der abwehrtechnischen Grundfertigkeiten, 

cc. situationsgerechtes Verhalten im Angriff, 

dd. situationsgerechtes Verhalten in der Abwehr; 

d) Ausdauer: 

 2.000-m-Lauf für Frauen beziehungsweise 3.000-m-Lauf für Männer. 

 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 sind an demselben Tag innerhalb eines Zeitraums von maximal 

acht Stunden zu erbringen. Die Leistungsanforderungen regelt die Anlage. Sofern diese Ordnung 

nicht etwas anderes bestimmt, finden die nationalen Wettkampfregeln der deutschen Sportfach-

verbände (DLV, DSV, DFB, DBB, DHB, DVV) der jeweiligen Sportart Anwendung. 

 

§ 11 Bestehen des Sporteignungstests 

 

(1) Die sportpraktische Eignungsfeststellung ist bestanden, wenn jede erforderliche Einzelleistung 

innerhalb der vier Qualifikationsbereiche (§ 10 Abs. 1) den Leistungsanforderungen gemäß der 

Anlage genügt. 
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(2) Bei jedem Einzelnachweis wird nur die Erfüllung der Mindestleistung festgestellt. 

 

§ 12 Anerkennung anderer Nachweise 

 

(1) 1Bescheinigungen anderer Hochschulen können bei Gleichwertigkeit anerkannt werden. 2Über 

die Feststellung der Gleichwertigkeit entscheidet die Prüfungskommission.  

 

(2) 1Bescheinigungen können nur anerkannt werden, wenn sie innerhalb von drei Jahren vor der 

Bewerbung ausgestellt worden sind; sie sind der Bewerbung in beglaubigter Kopie beizufügen. 

2Maßgeblich ist der letzte Tag der Bewerbungsfrist. 3Die Begrenzung der Gültigkeitsdauer für Be-

werberinnen oder Bewerber, die eine Dienstpflicht nach Artikel 12a Abs. 1 oder Abs. 2 des Grund-

gesetzes erfüllen, verlängert sich bei Vorlage von entsprechenden Nachweisen höchstens um den 

Zeitraum der entsprechenden Dienstpflicht oder Dienstleistung. 

 

(3) Wird ein Ersatznachweis anerkannt, ist die Bewerberin oder der Bewerber von der sportprakti-

schen Überprüfung befreit. Zudem wird eine Bescheinigung nach § 9 ausgestellt. 

 

§ 13 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

 

1Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der Georg-

August-Universität Göttingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2011/2012. Zu-

gleich tritt die Ordnung für die Feststellung der besonderen Eignung für das Fach Sport an der 

Georg-August-Universität in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.09.2008 (Amtliche Mittei-

lungen Nr. 26/2008 S. 2316), zuletzt geändert nach Beschluss des Senats vom 15.07.2009 (Amtli-

che Mitteilungen Nr. 19/2009 S. 1815) außer Kraft. 

 

 

Anlage 

Leistungsanforderungen zum Nachweis der besonderen Eignung für das Fach Sport 

 

1. Leichtathletik 

Einzelleistungen 
(Zahl der Versuche) 

Disziplin Leistungsminimum 

 Frauen Männer 

1.1 
Sprint 
(1) 

100 m 15,8 s 13,5 s 
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1.2 
Sprung 
(3) 

Wahlweise: 
Weit-  
oder Hochsprung 

 
3,50 m 
1,15 m 

 
4,50 m 
1,40 m 

1.3 
Stoß 
(3) 

Kugelstoßen 6,20 m 
(4 kg) 

7,60 m 
(7,26 kg) 

 

 

 

2. Schwimmen 

Einzelleistungen 
(Zahl der Versuche) 

Leistungsminimum 

 
200-m-
Zeitschwimmen 
(1) 
Brust- oder Kraul-
schwimmen 
 

Zeitlimit: Frauen Männer 

 6:00,0 Min 5:00,0 Min 

 

3. Mannschaftsspiele 

Die Bewerberinnen und Bewerber können eines aus vier  Mannschaftsspielen auswählen. 

In den Mannschaftsspielen wird grundsätzlich nach den Regeln der nationalen Verbände (§ 10 

Abs. 2 Satz 3) gespielt, allerdings werden diese Regeln entsprechend an die Größe der Plätze und 

Hallen sowie an die jeweilige Anzahl der Prüflinge angepasst; die Anpassungen werden vor Be-

ginn der Prüfung bekannt gegeben.  

Als Beurteilungskriterien für die Mannschaftsspiele gelten: 

- spielgerechte Anwendung der angriffstechnischen Grundfertigkeiten 

- spielgerechte Anwendung der abwehrtechnischen Grundfertigkeiten 

- situationsgerechtes Verhalten im Angriff 

- situationsgerechtes Verhalten in der Abwehr. 

Darüber hinaus sind in jedem Mannschaftsspiel die Prüfungs- und Beobachtungsinhalte detailliert 

aufgeführt. 

Die Überprüfung im Mannschaftsspiel ist bestanden, wenn alle Prüfungs- / Beobachtungsinhalte 

erfolgreich ausgeführt wurden. Jeder Prüfungs- / Beobachtungsinhalt kann zu einem Defizit führen. 

 

3.1 Basketball 

 

Spiel 5 gegen 5 

Abwehr: Halbfeld Mann-Mann-Verteidigung: Grundstellung zwischen Gegner und Korb, Front 

zum Gegner, Rücken zum Korb, Mitlaufen bei Gegenbewegungen; Helfen/Übernehmen, 
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wenn benachbarte Spieler überspielt werden; zum Rebound gehen; Umschalten auf Angriff. 

Angriff: Schnellangriff initiieren und mitlaufen, sich anspielbar verhalten; Außen- und Center-

positionen einnehmen; Schneidebewegungen zum Korb zeigen und wieder auf freien Positi-

onen anbieten; Korbwurf- und Durchbruchsmöglichkeiten nutzen; zum Offensivrebound ge-

hen/Rückraum sichern. 

Regeln: Beachtung der Basketballregeln und der Zählweise 

 

3.2 Fußball 

 

Spiel 5 gegen 5 

Verstehen und Umsetzen der Spielidee „Tore schießen – Tore verhindern“ – im Speziellen in 

den Bereichen Technik und Taktik: 

Angriff: Dribbling, Zusammenspiel (Passspiel, Freilaufen und Anbieten), Torschuss. 

Abwehr: Abwehrverhalten in Mann- und Raumdeckung, Umschalten auf Angriff bei Ballge-

winn. 

Regeln: Beachtung der Fußballregeln 

 

3.3 Handball 

 

Spiel 4 gegen 4 auf ein Tor in begrenztem Sektor 

In einem Aktionstrichter agieren vier Angriffsspieler gegen vier Abwehrspieler. 

Angriff: Die Angriffsspieler versuchen, im Zusammenspiel und durch den Einsatz entspre-

chender Techniken (Würfe, Täuschungen etc.) und grundlegender individual- und gruppen-

taktischer Lösungsmöglichkeiten in eine günstige Torwurfsituation zu gelangen. 

Abwehr: Die Abwehrspieler versuchen, durch den Einsatz entsprechender Techniken (Ball 

herausspielen etc.) und taktisches Verhalten (Ballwege zustellen, Pässe abfangen etc.) das 

Angriffsspiel zu stören und in Ballbesitz zu gelangen. 

 Regeln: Beachtung der Handballregeln 

 

3.4 Volleyball 

 

Spiel 3 gegen 3 auf 4,5x18m 

Individualtaktik: Zeitlich angepasste Kommunikation zwischen Zuspieler und Rückschlägern; 

Situations- und prozessangepasste Position in Aufbau, Angriff und Abwehr; taktische Lösun-

gen gemäß struktureller Anforderung. 
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Gruppentaktik: Annahme im 2er-Riegel, herausgelöster Zuspieler am Netz. 

Side-out: Anbieten beider Spieler, zwingender Angriffsabschluss. 

Abwehr: ohne Block im Dreierriegel (V-Verteidigung); mit Block im Zweier Riegel. 

Technik: Grobform der Regelanforderungen; Aufschlag defensiv von unten oder eingespielt. 

Regeln: Beachtung der Volleyballregeln und der Zählweise 

 

 

4. Ausdauer 

 

Einzelleistungen 
(Zahl der Versuche) 

Disziplin Leistungsminimum 

 Frauen Männer 

Ausdauer 
(1) 

Frauen: 2.000 m 
Männer: 3.000 m 

11:30,0 Min 13:00,0 Min 

 

 

 

 


